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Berlin, den 17. Febr. In Gegenwart des Miniſter⸗Präſiden⸗ 
ten Grafen von Brandenburg und der Staats⸗Miniſter von 
Ladenberg, Freiherrn von Manteuffel, von Strotha, von 
der Heydt, von Rabe, Simons. Nach dem Befehle Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs foll denjenigen Miniſtern, welche am Eten d. Mts. 
durch Krankheit verhindert waren, an der feierlichen Beeidigung der 
Verfaſſung theilzunehmen, der von ihnen nach Artikel 108. der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar d. J. zu leiſtende Eid von dem Mi⸗ 
niſter⸗Präſidenten im verſammelten Staats⸗Miniſterium nachträglich 
abgenommen werden. Zu dem Ende war nach der inzwiſchen erfolg« 
ten Geneſung des Staats⸗Miniſters von Ladenberg das Staats⸗Mi⸗ 
niſterium am heutigen Tage zuſammengetreten. Nachdem der Mini⸗ 
ſter⸗Präſident die Anweſenden an den Zweck der Zuſammenkunft erin⸗ 
nere hatte, wurde dem Staats⸗Miniſter von Ladenberg die Formel des 
von ihm zu leiſtenden Eides durch den unterzeichneten Protokollführer 
vorgeleſen: ' 
er — zu Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, 
daß Sie Sr. Majeſtät dem Könige treu und gehorſam ſein und 
die Verfaſſung gewiſſenhaft beobachten wollen. 1 
Zugleich wurde bemerkt, daß der Eid, unter Aufhebung der Schwur⸗ 
finger, durch Ausſprechen der Worte: N f 
Ich (Vor- und Zuname) ſchwöre es, jo wahr mir Gott helfe! 
zu ſeiſten ſei, wobei es ihm anheimgeſtellt bleibe, am Schluſſe die 
feinem religiöfen Bekenntniſſe entſprechende Bekräftigungsformel hin⸗ 


zuzufügen. 


Der Staatsminiſter von Ladenberg leiſtete hierauf den Eid, in⸗ 


dem er, unter Aufhebung der Schwurfinger der rechten Hand, die 
Eidesworte ausſprach: 

ch 2 von Ladenberg ſchwöre es, ſo wahr mir 
Gott heife! . 1 

Es iſt darüber das gegenwärtige Protokoll aufgenommen, vorgeleſen, 

genehmigt und von ſämmtlichen Anweſenden unterſchrieben worden. 

(gez.) Adalbert von Ladenberg. (Unterſchr. der übrigen Miniſter.) 
Geſchehen wie oben. (gez.) Coſtenoble, 

Geh. Ober⸗Finanz⸗Rath, als Protokollführer. 


Politiſche Wochenſchau vom 13. bis 20. Februar. 


So ſchnell als die finfteren Wolken am politiſchen Horizont heraufs 
zogen und zum Frühjahr ein kleines Donnerwetter in Ausſicht ſtellten, 
das gleichzeitig über die Schweiz wie am fernen Bosporus ausbrechen 
ſollte, ſo ſchnell ſcheinen dieſelben auch wieder zu verſchwinden, wenn 
man den Nachrichten, die allerdings immer noch widerſprechend ein⸗ 
laufen, glauben kann. Eugland ſoll die Vermittlung Frankreichs an⸗ 
genommen haben, und die Griechiſche Angelegenheit ſich anſcheinend 
schnell (daß ſie friedlich fein würde, daran haben wir nie gezweifelt), 
entwickeln. — Palmerſton hätte ſeinen Zweck erreicht, d. h. dem Grie⸗ 
chiſchen Cabinet ein „Gedenke mein! und Vergiß mein nicht“! einge⸗ 
prägt, im Fall es ein Gelüſte bekommen ſollte, bei einem Angriff 
Rußlands etwa in den Rücken zu fallen. England benutzt aber die 
Gelegenheit, ſich auch wieder nicht zu weit aus jenen Gegenden zu 
entfernen, jedenfalls ſich im Mittelmeere zu behaupten, denn nach den 
neueſten Nachrichten beabſichtigt es, dem Königreich beider Sicilien 
ebenfalls einen Beſuch abzuſtatten, angeblich um auch dort eine kleine 
Abrechnung verſchiedener Geldforderungen zu halten. 

Ebenſo ſcheinen die Gewitterwolken ſich auch von den Schweizer⸗ 
bergen mit der ſucceſſiven Ausweiſung der Flüchtlinge fortziehen zu 
wollen; freilich find die politischen Anſichten in der kleinen Schweiz gar 
verſchieden, und das ſchnelle Willfahren der Forderungen einzelner 
Cantone durchaus noch nicht maßgebend für das Ganze. Gleichzeitig 
ſpielt auch wohl Neuenburg eine Rolle dabei, in deren Beſitz man ſich 
unſerer Seits doch gern wieder ſcheint ſetzen zu wollen. I 

Demnächft iſt das Votum der 2. Kammer, durch welches fie dem 
Negierungs⸗Vorſchlag zur Einverleibung des Großherzogthums Po⸗ 
fen in Deutſchland beitritt, von großer Wichtigkeit, indem biefelbe, 
verbunden mit richtig getroffenen Mäaßregeln, für unfere Provinz jeden 
falls von den gedeihlichſten Folgen fein muß. Wer freilich die Polens 
frage noch mit dem poetifchen Auge des Jahres 1831 anficht; 
wer freilich in dem Wahne ſteht, daß Herſtellung eines Königreichs 
Polen das beſte Schutzmittel gegen unſeren Schwager, den Czaar, iſt, 
wenn es ihn einmal gefüften ſollte, feine Hand nach unſeren öſtlichen 
Provinzen auszuſtrecken, der freilich wird nicht mit dieſer Maaßregel 
zufrieden ſich erklaren, dem aber rufen wir zu: komm' her und über⸗ 
zeuge Dich ſelbſt — die Polen find noch die alten, die ihre Unfähig⸗ 
keit, einen ſelbſtſtändigen Staat zu bilden, zur Genüge bewieſen; dem 
rufen wir zu: ein Polen in ſeinen alten Grenzen, würde ein ſchlechter 
Damm gegen den Ruſſiſchen Koloß fein. Im Gegentheil eher würde 
ſich dieſes neue Reich mit dem Czaar verbinden, um ſich auf unfere 


Donnerſtag den 21. Februar. 


Koſten eine Seeküſte zu erwerben. 
mehrfach ausgeſprochen, daß eine Meereskuͤſte dem neuen Polen nur 
ein wirkliches Fundament geben könnte — und dieſe Meeresküſte heißt 
die Oſtſee, fie iſt das Geſtade unſerer öſtlichen Provinzen. 

In der 2. Kammer herrſchte im Anfange der Woche eine ziem⸗ 
liche Agitation für die Wahl zum Erfurter Staatenhauſe. Der Aus- 
fall der Wahlen iſt bekannt; in der 1. Kammer gehören 7, in der 2. 
10 zur ſogenannten Linken, die es allerdings in der Art, wie im Jahre 
1848 nicht mehr giebt; die jetzigen Mitglieder der Linken gehören 
meiſtentheils einer ſehr vernünftigen Opposition an. — Die Weigerung 
der Polniſchen Abgeordneten, die Verfaſſung zu beſchwören, ſoll auf 
den König einen unangenehmen Eindruck gemacht haben. Das Geſez 
vom 24. Sept., die Verhaftungen und Hausſuchungen betreffend, iſt 
gleichzeitig mit dem, wegen Beaufſichtigung beſtrafter Individuen, er⸗ 
ſchienen, und führt an der Spitze die conſtitutionelle Publikations⸗ 
Formel: „mit Zuſtimmung beider Kammern.“ — Den Kammern iſt 
ein Geſetzentwurf vorgelegt, nach welchem die Bewilligung zu einer 
Staatsanleihe von 18 Million für etwaige größere militäriſche Maaß⸗ 
regeln, zum Schutz nach Innen und Außen, gefordert wird. Die Er⸗ 
nennung des Feldmarſchalls Hapnau an Stelle des Erzherzogs Albrecht 
in Böhmen, und die auf 80,000 Mann verſtärkte Armee daſelbſt, 
rechtfertigen wohl dieſe Maaßregeln nach Außen. Die immer größer 
werdende Wahrſcheinlichkeit einer revolutionären Schilderhebung in 
Frankreich, die je nach ihrem Gelingen, jedenfalls von Einfluß auf 
unſere inneren Zuſtände werden kann, läßt auch wohl eine Sorge für 
einen Schutz nach Innen gerechtfertigt erſcheinen. Das neue Vereins- 
und Preßgeſetz wird gegenwärtig von den Kammern revidirt. In dem 
Maaße, als die Berathungen der neuen Gemeinde-Ordnung ihrem 
definitiven Abſchluß entgegenrüden, mehrt ſich die Oppoſition dagegen 
im Lande — faſt ausſchließlich will man die Städte⸗Ordnung mit 
einigen Modifikationen beibehalten wiſſen. Für die Provinz wäre das 
Gerücht von großer Bedeutung, daß man derſelben, in der Perſon des 
Fürſten Sulkowski, wieder einen Statthalter geben will, da hierdurch 
jede Beſorgniß einer doch noch möglichen Theilung ſofort verſchwände. 
— Die Kaufmannſchaft in Berlin hat ſich bei der Wahl zu dem Ge⸗ 
werberathe faſt gar nicht betheiligt, der Grund liegt auf der Hand: 
entweder iſt dieſes neue Inſtitut ein fehlgeborenes Kind, oder ein Hemmniß, 
das der Ariſtokratie des Geldes unbequem in den Weg tritt. — Seitens 
unſeres Cabinets iſt ein Proteſt nach Kopenhagen gegangen, der den Paſ⸗ 
ſus der Thronrede betrifft: „Noch iſt der Krieg nicht beendet, ſondern 
„nur gehemmt, doch hoffe ich, daß die Unterhandlungen zum gewünſch⸗ 
„ten Ziele führen werden, wenn die irregeleiteten Unterthanen nicht 
„bei einer größeren Macht Unterſtützung finden.“ Das Miniſterium 
halt dieſe Redensart für eine Stichelei auf Deutſchland und Preußen 
insbeſondere, und hat hiergegen proteſtirt. 1 2 

Deut ſchland. Die kleineren Deutſchen Staaten müſſen in die⸗ 
ſen 8 Tagen in einer gewiſſen Lethargie ſich befunden, einen politiſchen 
Schlaf gehalten haben, wenigſtens haben die Zeitungen außer der ſehr 
ſchwachen Antwort des Miniſterpräſidenten v. Beuſt in Dresden wegen 
der Deutſchen Angelegenheit, faſt gar keine Nachrichten gebracht; nur 
mit ihrem Waſſer waren ſie faſt ſämmtlich beſchäftigt, das ihnen, wie 
auch uns, viel Noth macht und großes Unglück anrichtet. — Nächſt 
der Elbe und dem Rhein iſt jedoch in Belgien durch die Yſſel beſon⸗ 
ders der bedeutendſte Schaden angerichtet. 

Oeſterreich. Die Bewegungen in Dalmatien tragen jetzt ſchon 
das ſichtbare Streben nach Unabhängigkeit; bald möchte wohl ein be⸗ 
deutender Sturm gegen die Türkiſche Oberherrſchaft ausbrechen. Die 
Verbindung der Morlaken mit den Montenegrinern, dieſem bekannten 
Räubervolke, ſtellt die Sache ziemlich unzweifelhaft hin, um ſo mehr, 
als das Feuer ſchon ſeit Jahren unter der Aſche glimmt. — Die Oeſter⸗ 
reichiſche Regierung bejchäftigt ſich jetzt mit der Coloniſirung Ungarns 
auf das Lebhafteſte; bereits ſind mehrere Geſetze in dieſer Beziehung 
erlaſſen. Man beabſichtigt eine Aktien-Geſellſchaft in's Leben zu rufen, 
die ein ziemlich bedeutendes Kapital zu dem Behufe der Einwanderung 
und Coloniſirung durch Fremde zuſammenbringen ſoll. — Der Ban 
Jellachich ſoll die! Weiſung erhalten haben, Maaßregeln zu treffen, 
um zum Frühjahr marſchfertig und kampfgerüſtet dazuſtehen; dieſe 
kriegeriſchen Anzeichen deuten auf einen Bruch mit der Pforte; Oeſter⸗ 
reich hätte demnach zum Frühjahr iich viel vorgenommen. Die Aus⸗ 
weiſung von Koſſuth, Batthianyi, Meßaros, Perczel, Madaras, Dem⸗ 
binski, Stein, Bem sc. und noch 30 weniger Bekannten hat Graf 
Stürmer unbedingt von der Pforte verlangt. 

Frankreich. Der größte Theil der in Paris verhafteten Frei⸗ 
heitbaumtumultuanten gehören den Juni-Amneſtirten an; wie man 
behauptet, wäre Ledru Rollin auch incognito aus London dageweſen. 
Ein neuer Beweis, daß Amneſtirungen keine Heilmittel ſind. Im 
Elſaß wird das Treiben der perſchiedenen Parteien immer reger, die 
Rothen ſollen bedeutende Chancen haben. — Nachrichten aus Lyon 
ſagen auf das Beſtimmteſte, daß eine nahe blutige Criſis in den un⸗ 
teren Volksſchichten, namentlich durch das Ausſäen ſocialiſtiſcher Ideen 
durch die Schullehrer, verbreitet wird. Im Miniſterrath liegt deshalb 
der Plan vor, Frankreich in 4 Militärkreiſe zu theilen; vorläufig ſind 
bereits die Gen. Caſtellane, Roſtolan, Gemeau und Changarnier dazu 
deſignirt. — Das Geſetz wegen Erhöhung des Gehalts der Unterofſi⸗ 
ziere hat ein Amendement erhalten, wonach die ſich freilooſenden Indi⸗ 
viduen dieſe Renumeration aufbringen ſollen. 

— 
Deutſchland. 

Berlin, den 17. Fehr (Conſt. Z.) Der Verwaltungsrath ge⸗ 
denkt, wie die Sp. Z. berichtet, vietzehn Tage vor dem Zuſammen⸗ 
tritt des Reichstages nach Erfurt zu überſtedeln. — Die Königliche 
Regierung zu Potsdam iſt in einem Erlaſſe d. d. 4. Dezember der 
Anſicht des Magiſtrats beigetreten, nach welcher nur derjenige als 
Lehrling im geſetzlichen Sinne erachtet werden kann, über deſſen Ver⸗ 
haͤltniß zum Lehrherrn ein Vertrag geſchloſſen und der von der In⸗ 
nung oder Communal⸗Behoͤrde in die Lehrlings⸗Rolle eingetragen 


Sie ſelbſt haben es bereits 


worden iſt. — Der Vorſitzende des 50, Bezirksvereins, Herr Baudiſch, 
iſt vorgeſtern Abend verhaftet worden, weil er das Mitgliederverzei 
niß nicht eingereicht hat und die Exekution fruchtlos war. — Geſtern 
Nachmittag wurde, wie die National- Zeitung berichtet, eine in der 
Wohnung des Herrn Klix, Heiligegeiſtſtraße 12, auweſende Geſell⸗ 
ſchaft von 7 Perſonen durch den Polizei⸗Commiſſarius Hermann und 
zwei ihn begleitende Beamte aufgelöſt und die Herren in höflicher 
Weiſe genöthigt, das Haus des Herrn Klir zu verlaſſen. — Die 
A. G. Z. enthält folgende e a Mittheilungen: Die Juhaberin 
einer Barbierſtube wurde durch einen ihrer früheren Gehülfen in ihrem 
Geſchafte dadurch ſehr beeinträchtigt, daß er in der Nähe ihres Ge⸗ 
ſchafts ſich niederließ, ſelbſt ein ſolches begründete und nun die bei ihr 
kennen gelernten Kunden auf ſeine Seite zu bringen wußte. Sie konnte 
dagegen freilich nichts machen, verſuchte aber dennoch, ob fie ihn nicht aus 
Berlin fortſchaffen koͤunte, und beſchuldigte ihn deshalb bei der Saats: 
Anwaltſchaft des Betruges, weil er, während er bei ihr geweſen, ſo⸗ 
genannte Pfuſchkunden ſich gehalten, und das von ihnen empfangene 
Geld für ſich verwendet hatte. Der Angeklagte gab dies zu, erklärte 
aber, daß dies ſeine frühere Herrin nicht nur ſehr wohl gewußt un 
ſtillſchweigend genehmigt habe, ſondern daß ein derartiges Verfahren 
der Barbiergehülfen auch gebrauchsmäßig und überall in Berlin aus 
gewendet ſei, namentlich wenn, wie es hier der Fall geweſen, con⸗ 
tractmäßig zwiſchen Herr und Gehülfen feſtgeſtellt ſei, daß er für jeden 
Kunden, der ihm abginge, einen neuen anſchaffen müſſe. Da die 
Barbierfrau dieſe Angaben beſtritt, ſo wurde das Gutachten des 
Altmeiſters der Barbierinnung eingeholt, welches dahin ging, daß es 
zwei Arten von Gehülfen in der Barbierkunſt gäbe, ſolche, die die 
Kunden in der Barbierſtube ſelbſt abfertigten, und ſolche, die das Ge⸗ 
ſchäft außer dem Hauſe beſorgten. Letztere bekämen den Auftrag, eine 
große Anzahl Kunden zu barbieren und wären, wenn ſie dieſen Auf⸗ 
trag ausgeführt hätten, unbeſchränkte Herren ihrer Zeit. Daß ſie ſo⸗ 
genannte Pfuſchkunden ſich hielten, ſei allen Barbierherren zwar ſehr 
wohl bekannt, aber deshalb ſei es noch nicht erlaubt, es müſſe dies 
vielmehr für eine Unterfchlagung gehalten werden; wenn aber, wie 
hier, der Herr jahrelang darum wiſſe, daß es gefchähe, und nichts das 
gegen einwende, wenn er ferner verlange, daß ihm verlorne Kunden 
vom Gehülfen erſetzt würden, dann müſſe man dieſem auch das Recht, 
ſich Pfuſchkunden zu halten, zugeſtehen. Auf Grund dieſes Gutach⸗ 
tens erfolgte die Freiſprechung des Angeklagten, über die die Barbier⸗ 
frau in Verzweiflung geriet). — Eine allgemeine Amneſtie für poli⸗ 
tiſche Verbrecher, auf die man in Folge der Beeidigung der Verfaſſung 
durch den König ſeit dem 6. d. M. gehofft hat, wird unter kein 
Umſtänden erfolgen, wie wir, aus beſter Quelle unterrichtet, verſichern 
können. Unter einer ſolchen Amneſtleordre würden übrigens, jelb| 
wenn ſie auch ergangen waͤre, doch die Angeklagten im Steuerverwei⸗ 
gerungs⸗Prozeſſe, wie man häufig irrig meint, nicht mit inbegriffen 
ſein, da nach der Verfaſſung das Begnadigungsrecht dem Könige uur 
über bereits Verurtheilte, nicht aber über ſolche Perſonen, die noch in 
Uuterſuchung befangen find, zuſteht. Dazu bedarf es eines mit Zu⸗ 
ſtimmung der Kammern erlaſſenen Geſetzes. — In den demokratiſchen 
Bezirksvereinen wird jetzt überall für die im Steuerverweigerungs pro 
zeß Angeklagten geſammelt. Die Erträge ſind zum Theil bebentend. 
— Die Abend poſt (demokratiſche Zeitung) macht bekannt, daß die 
Nr. 40 vom 16. auf der Poſt und in der Druckerei mit Beſchlag be⸗ 
legt worden iſt. — Nach dem $. 12 des octroyirten Preßgeſetzes haf⸗ 
tet zunächſt der Verfaſſer, dann erſt der Herausgeber, dann der Ver⸗ 
leger oder Kommiſſionär und zuletzt erſt Drucker und Verbreiter für 
den Juhalt einer Druckſchrift. Keiner dieſer Intereſſenten kann ver⸗ 
folgt werden, ſo lange einer der in der Reihenfolge Vorhergehenden be⸗ 
kannt und im Bereiche der richterlichen Gewalt des Staates iſt. Durch 
Annahme der Königl. Propoſition vom 7. Januar iſt dieſes Syſtem 
aufgegeben worden, und die Kommiſſion zur Berathung des Preß⸗ 
geſetzes ſchlägt daher vor, Verfaſſer, Herausgeber und Verleger oder 
Kommiſſionär gleichmäßig und unbedingt verantwortlich zu machen, 
Drucker und Verbreiter dagegen dann als ſtrafbar zu bezeichnen, wenn 
der Beweis der Mitſchuld gegen fie geführt werden kann. 

— Das C. B. berichtet: Der von der Polniſchen Bevölkerung 
zum Abgeordneten für Erfurt gewählte Graf Dzialynski, bekannt als 
Führer der Polen in dem Gefecht bei Kurnik, iſt von feinen Kommit⸗ 
tenten beauftragt, dem Reichstag einen Proteſt gegen alle das Groß⸗ 
herzogthum betreffenden Maaßregeln zu überreichen und alsdann aus⸗ 
zuſcheiden. — Die Voſſin hat geſtern von 101 Unterſchriften aus 
dem Sternberger Kreiſe ein Vertrauensvotum erhalten. Die V 
iſt in demſelben als ein „geſinnungsvolles“ Blatt bezeichnet, zu⸗ 
letzt wird Tante gar mit dem alten lateiniſchen Spruch unter die 
Konſuln gerechnet und gebeten, nicht zu leiden, daß der Staat irgend 
einen Nachtheil erleide. Wir haben bisher geglaubt, nur Einen 
von Sternberg zu haben, jetzt find es ihrer gar 1041 a 


Marienburg, den 12. Febr. (Danz. Ztg.). Nachdem der am 
geftrigen Tage theilweiſe aus Weiten wehende Wind über Nacht wie⸗ 
der nach Süden gegangen iſt, hat das am Tage vorher ſich einſtellende 
Froftwetter ein Ende genommen und ift abermals Thauwetter mit 
Schneetreiben eingetreten. In Folge des dadurch vermehrten Waſſers 
ſteigt die Nogat in vermehrtem Maße und der Waſſerſtand ift inner⸗ 
halb 21 Stunden um 1 Fuß 1 Joll gewachſen, ſo daß derſelbe gegen⸗ 
wärtig eine Höhe von 10 Fuß 9 Zoll erreicht hat. Bei der Paſſage 
über 15 Eisdecke der Nogat und Weichſel iſt bis jetzt keine Hemmung 
eingetreten. 11 

T Breslau, den 17, Febr. Aufruhrprozeß. (Schluß) 
Unter den Angetlagten zog Krönig bald die Aufmerkſamkeit auf ſich. 
Während den Anderen nur zur Laſt gelegt wurde, ſich mehr 
oder minder bei der Wahl des Ausſchuſſes, Erlaſſung der Plakate und 
dem Zuge nach Oels betheiligt zu haben, traf ihn der Verdacht 
Haupturheber des Aufruhrs geweſen zu ſein. Er hat ſich in 
die Sitzung der Stadtverordneten gedrängt und dem Ausſchuß auf 
Grund einer unzureichenden Vollmacht zugeſellt; er hat eine Gemeinde⸗ 


verſammlung am 17. November zuſammenberufen und foll die beiden 
erwähnten Aufrufe verbreitet, den zweiten: „Rufet alle Männer“ u. 
ſ. w. ſogar verfaßt haben. Er iſt überdies ſchon früher wegen Theil⸗ 
nahme an burſchenſchaftlichen Verbindungen zum Tode verurtheilt, 
hierauf zu lebenslänglicher Feſtungsſtrafe und bei der Thronbeſteigung 
des jetzigen Königs gänzlich begnadigt worden. Gleich im erſten Ver⸗ 
hör ſuchte er deshalb den nachtheiligen Eindruck, welchen die Hin⸗ 
weiſung auf ſein früheres Leben hervorbringen mußte, zu ſchwächen. 
Er führte an, wie der Zweck der Burſchenſchaften häufig durchaus 
nicht hochverrätheriſch, ſondern ſehr unſchuldig und Deutſchlands Ein⸗ 
heit vorzugsweiſe das Ziel ihres Strebens geweſen ſei. Er berief ſich 
darauf, daß viele ſehr loyale Männer, ſelbſt unſer Ober: Staatsan- 
walt, Mitglieder jener meiſt ſo angefeindeten Verbindungen geweſen, 
ohne daß dies einen Schatten auf ihre Geſinnungstüchtigkeit werfen 
konne. Im Uebrigen ſtützte er ſich, was feine Unſchuld an dem ihm 
gegenwärtig zur Laſt gelegten Verbrechen anlangte, auf die von ihm 
vorgeſchlagenen Entlaſtungszeugen. Der Eindruck, welchen ſeine 
kurze, aber durch Ruhe und Klarheit ausgezeichnete Rede, der ſelbſt⸗ 
bewußte, freie Anſtand ſeines Benehmens und feine intereſſante, aus⸗ 
drucksvolle Erſcheinung auf Alle, die zugegen waren, ausübte, war 
erſichtlich kein ungünſtiger. Dazu kam, daß noch während des erſten 
Verhörs zwei der Mitangeklagten erklärten: Wir kennen den Verf. des 
Aufrufes: „Rufet alle Männer“ u. ſ. w.; wir werden ihn nie nennen, 
keine Macht ſoll uns dazu zwingen. Es iſt übrigens ein Mann von 
anerkannt konſervativen Anſichten, welcher nur damals, zum Erſtau⸗ 
nen Aller, von der allgemeinen Aufregung mit fortgeriſſen wurde. 
Wir ſchwören jedoch zu Gott, daß der Oberamtmann Krönig jenen 
Aufruf nicht verfaßt hat. — Die Ausſagen der Uebrigen waren ziem⸗ 
lich gleichlautend. Sie behaupteten, die allgemeine Aufregung hätte 
die Bildung eines Sicherheitsausſchuſſes nöthig gemacht, welcher die 
ſtädtiſchen Behörden unterſtützen, keineswegs aber ihre Macht ſchwä⸗ 
chen ſollte. Die Anfrage bei dem Landrathe, welche Stellung er ein⸗ 
zunehmen gedenke, ſei durch die Verworrenheit der Verhältniſſe, in 
welcher faſt alle Behörden den Kopf verloren hatten, gerechtfertigt ge⸗ 
weſen. Uebrigens ſeien die meiſten Schritte ohne Ueberlegung geſche⸗ 
hen, man habe gewählt, abgeſtimmt und unterſchrieben, ohne daß 
Alle eigentlich gewußt hätten, was ſie unterſchrieben u. ſ. w. Den 
Zug nach Oels habe vorzüglich der verſtorbene Klingenberg veran⸗ 
laßt, dem die Wehrmänner, als ihrem Major, Folge leiſten mußten. 
— In der zweiten Sitzung, den 15. Februar, wurden die Zeugen 
vernommen. Die ſieben Belaſtungszeugen wußten wenig anzugeben. 
Der Rentmeiſter Janke ſagte aus, er habe ſelbſt den Aufruf: „Rufet 
alle Männer u. ſ. w., von einem Manuſcript abgeſchrieben, das er 
als von Krönig angefertigt erkannt habe. Schullehrer Bruckiſch und 
Kretſchmer Dalibor bekundeten, daß zu Prietzen eine Verſammlung 
von Krönig abgehalten worden und dieſer auf ſeine Aufforderung, ſich 
dem Bernſtädter Sicherheits⸗Ausſchuß anzuſchließen, als Vertrauens⸗ 
mann, mit einer Vollmacht verſehen, dahin abgeſchickt worden ſei. An⸗ 
dere Zeugen machen es wahrſcheinlich, daß Krünig durch feine Voten 
und Pferde die Plakate verbreitet habe. Dieſer Verdacht wurde jedoch 
durch die Ausſagen der Einlieger Wierswa und Gottlieb Sperr ge- 
hoben, welche mit Beſtimmtheit verſichern, daß fein Pferd des Krönig 
zu dem Zwecke verwendet worden. Letzterer ſtand damals in Dien⸗ 
ſten des Angeklagten. Andere thun kund, daß Krönig erſt nach Bil⸗ 
dung des Sicherheitsausſchuſſes nach Bernſtadt gekommen, ſich nur 
kurze Zeit daſelbſt aufgehalten und in der auf dem Rathhauſe ſtattge⸗ 
fundenen Verſammlung weder geſprochen noch ſich anderweitig betheis 
ligt habe; auch, daß er einen Landwehrmann, der Tags darauf ein⸗ 
gekleidet werden ſollte, aufgefordert, ſich nicht zu widerſetzen, ſondern 
einkleiden zu laſſen. Der Polizei⸗Rathmann Heidemann und der Ar⸗ 
menkaſſen⸗Rendant bezeugen ferner, daß der Sicherheitsausſchuß kei⸗ 
neswegs die Rechte der ſtädtiſchen Behörden an ſich geriſſen und die 
Thärigkeit derſelben aufgehoben habe. Dies wurde auch durch das 
von einem der Vertheidiger vorgelegte Geſchaͤftsjournal erwieſen. 
Graf Bethuſi verfichert, daß ihm ſowohl der Bürgermeiſter, als die 
Bürgerſchaft von Bernſtadt ſtets als ehrenhaft bekannt geweſen ſei. 


Nach Vereidigung der Zeugen begann der Staatsanwalt ſeinen 
Vortrag. Er ſchilderte die damaligen Verhältniſſe, wies darauf hin, 
wie weder Baſſet, noch die andern Angeklagten, ſich durch eigene 
Schwäche und die Macht der aufgeregten Zuſtände entſchuldigen, 
wie ferner die Theilnehmer des Zuges nach Oels ſich nicht auf den 
gegebenen Befehl berufen könnten, da in der Bürgerwehr nicht, wie 
im Militair, blinder Gehorſam herrſche. Was den Sicherheitsausſchuß 
anlangt, fo behauptete er, es jet erſichtlich, daß er eigentlich alle Macht 
in Händen gehabt und die ſtädtiſchen Behörden unwirkſam gemacht 
habe. Alle jene Thatſachen, die Bildung des Ausſchuſſes, Erlaſſung 
der Plakate an die Gemeinden und das Schreiben an den Landrath, 
ſo wie der bewaffnete Zug nach Oels ſeien ungeſetzlich und ſtrafwürdig, 
die Theilnehmer dafür verantwortlich und er beantrage gegen Dieſe 
das „Schuldig.“ Von den Vertheidigern ſprach zuerſt der Referenda⸗ 
rius Bodſtein. Er wies darauf hin, wie damals Niemand gewußt 
habe, auf welcher Seite das Recht ſei, wies ferner die Ungeſetzlichkeit 
der Bildung jenes Ausſchuſſes zurück und beantragte das Nichtſchuldig; 
ebenſo die andern. Ref. Koch führte an, daß der Ausſchuß von der 
— ausgegangen ſei; hätten ſie ihn über die bisherigen 

ewalten geſtellt, ſo hätten fie ſich damit gegen ſich ſelbſt empört. 
Ob ferner der Zweck des Zuges den Betheiligten bekannt geweſen, wiſſe 
man nicht; auf bloße Vermuthungen könne man jedoch nicht verur⸗ 
theilen. Ueberhaupt thue man am beſten, jene Zeit des November, 
wo das Volk in Zerriſſenheit und Gährung feine Sturm- und Drang⸗ 
periode der erſten politiſchen Bildung durchgekaͤmpſt habe, mit dem 
Mantel der chriſtlichen Liebe und des Vergeſſens zu bedecken. Rechts⸗ 
Anwalt Löwe ſuchte den Zug nach Oels, welcher auf Wagen und mit 
Platzpatronen verſehen im Gaſthofe „zum Prinzen von Preußen“ 
Halt gemacht habe, lächerlich zu machen. Was Krönig lanlangt, 
fo werfe man ihm vor, er habe durch den Ausſchuß auf die Landge⸗ 
meinden zu wirken geſucht, dieſer habe aber auf das Landvolk gar nicht 
gewirkt, folglich liege auch gegen den Angeklagten Nichts vor. Rechts⸗ 
anwalt Schneider, welcher die Bürgerwehrmänner vertheidigte, führte 
zu deren Entschuldigung vorzüglich an, daß fie ihren Oberen gehorchen 
mußten, gar nicht gewußt hätten, zu welchem Zwecke ſie ausrückten, 
und hätten ſie es gewußt, durch die damalige Aufregung und die vielen 
falſchen Gerüchte, z. B. daß der König ſelbſt die Schritte des Miniſte⸗ 
riums mcm entſchuldigt würden. Hierauf richtete der Präſident 
die Frage an 


ie Geſchworenen: 1) Sind die u. ſ. w. (die genannten 
20) ſchuldig, durch die Einrichtung des Sicherheitsausſchuſſes, Erlaß 
des vom 15. November 1848 datirten Aufrufes an die Landgemeinden, 
Zuſammenberufung der Bürgerwehr und die Anſchreiben an das 
landräthliche Amt eine Klaſſe des Volkes oder die Mitglieder einer 
Gemeinde zuſammengebracht oder zuſammenzubringen verſucht zu haben, 
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um ſich der Ausführung obrigkeitlicher Verfügungen mit vereinter Ge⸗ 
walt zu widerſetzen oder Etwas von der Obrigkeit zu erzwingen? 2) 
Sind die Antzeklagten (folgen die Namen der Bürgerwehrmänner) 
ſchuldig, am 17. Noobr. 1848 den Zug von Bernſtadt nach Oels in 
der Abſicht unternommen zu haben, um ſich der Ausführung u. ſ. w. 
(wie oben)? 3) Iſt Krönig ſchuldig, durch Anſchluß an den Bern⸗ 
ſtädter Sicherheitsausſchuß, durch Anfertigung und Verbreitung des 
Aufrufes vom 15. Novbr. und des Aufrufes: „Rufet alle Männer“ 
u. f. w. eine Klaſſe des Volkes oder die Mitglieder einer Gemeinde u. 
ſ. w. (wie unter 1). Auf die verneinende Antwort der Geſchworenen 
erfolgte das freiſprechende Erkenntniß des Gerichtshofes. 

Liegnitz den 16. Februar. Die Druckerei der „Sileſia“ wird 
fortwährend theils von den politiſchen Freunden des Redakteurs ge⸗ 
ſchützt, theils durch Polizei. Am 14. Abends durchzogen wieder Sol⸗ 
daten truppweiſe und ſingend die Stadt, nur die Mäßigung der Ci⸗ 
viliſten verhinderte einen blutigen Zuſammenſtoß. Am 15. wieder⸗ 
holten ſich dieſe Auftritte. 

Gleiwitz den 14. Februar. Am 3. d. M. ſind 30 Mann Ula⸗ 
nen von hier zur Exekution nach Schwieben, bei Peiskretſcham, 
kommandirt worden, die bis heute noch nicht zurückgekehrt ſind, viel⸗ 
mehr ſpricht man davon, daß noch 30 Mann hin beordert werden 
ſollen, weil die Bauern die Steuern nicht bezahlen wollen. 

PPC. Stettin, den 19. Februar. Die demokratiſche Partei 
hat die Thatſache der feſtgeſtellten und beſchworenen Verfaſſung mit 
kaum verhehltem Groll aufgenommen. Je mehr ſich unſere Zuſtände 
conſolidiren, deſto bitterer ſieht ſie ſich in ihren Siegeshoffnungen ge⸗ 
täuſcht und es iſt daher ſehr natürlich, daß der hieſige Volksverein für 
die neue Verfaſſung ein Mißtrauensvotum beſchloſſen hat. Nachdem die 
Oſtſeezeitung am 8. Febr. erklärt hat, daß die demokratiſch geſinnten 
Beamten durch die Beſchwörung der Verfaſſung einen Meineid leiſte⸗ 
ten, beſinnt fie ſich am 12. Februar eines beſſeren und hält es für ihre 
Pflicht, den Eid auf die Verfaſſung zu leiſten, da ſie als Kriegs⸗Ge⸗ 
fangene im feindlichen Lager zu betrachten ſeien. — Der Redacteur der 
Norddeutſchen Zeitung, R Graßmann, hat fo eben eine Denkſchrift 
über den Entwurf der Gemeinde⸗Ordnung verfaßt und den Mitgliedern 
der zweiten Kammer überreicht. An die Kritik der Vorſchläge des Mi⸗ 
niſteriums und der Beſchluͤſſe der erſten Kammer ſchließt ſich eine Um⸗ 
arbeitung des Geſetzentwurſes. Die vorgeſchlagenen Abänderungen 
beziehen ſich hauptſächlich auf die Antheilnahme der einzelnen Gemeinde⸗ 
glieder an dem Gemeindeweſen und auf eine kraftige von unten auf 
gehende Organiſirung der Gemeinde. Für die Landgemeinden der öft- 
lichen Provinzen wird die Vereinigung der einzelnen Dörfer zu Aem⸗ 
tern oder Bürgermeiſtereien gefordert, um für ein gedeihliches Gemeinde⸗ 
leben die nothwendige Grundlage zu erhalten. 

Wien den 16. Februar. Die Verhandlungen über den neuen 
Vierkönigs⸗Entwurf der deutſchen Verfaſſung werden von Sei⸗ 
ten Oeſterreichs mit dem regſten Eifer fortgeſetzt. Sobald ſie zum 
Abſchluſſe gediehen ſind, wird ſich, wie es heißt, der Juſtizminiſter 
Schmerling nach Frankfurt begeben, um die weiteren Schritte zur 
Verwirklichung des Entwurfs zu treffen. — Die bekannte Verordnung, 
wonach paßloſe Individuen auf Rechnung des Rekrutenkontingents 
jener Gemeinde, wo ſie ergriffen wurden, aſſentirt werden können, iſt 
nun auch auf Tyrol, Ungarn, Siebenbürgen, Croatien, Slavonien 
und die Woywodina ausgedehnt worden. — In Preßburg ſind neuer⸗ 
dings zwei kriegsrechtliche Urtheile gefällt worden; Emmerich Serpo, 
Oberſtuhlrichter des Oedenburger Comitats, wurde zum Tode durch 
den Strang verurtheilt und zu zehnjährigem Feſtungsarreſt begnadigt. 
Eduard Nemeth, Stuhlrichter aus Raab, wurde zu zehnjährigem 
Feſtungsarreſt verurtheilt und zu ſechsjährigem begnadigt. — In Preß⸗ 
burg hat ein Gerücht große Unruhe in vielen Familienkreiſen verbrei⸗ 
tet. Es heißt nämlich, daß auch jene mobilen Nationalgarden der 
Aſſentirung unterzogen werden ſollen, welche an den Zügen nach 
Schwechat und gegen den Feldmarſchall⸗Lieutenant Simonich im 
Jahre 1848 Theil nahmen. (Bresl. Ztg.) 


Frankreich. 


Paris, den 13. Febr. Nach dem „Moniteur“ hat der Han⸗ 
delsminiſter, um den arbeitenden Klaſſen zu La Guillotiere (Lyon) 
die Mittel zur Selbſtbelehrung über alle Gegenſtände von praktiſchem 
Intereſſe zu verſchaffen, dem dortigen Maire eine Anzahl geeigneter 
Schriften überſchickt, welche die Grundlage einer ſpeciell für die arbei⸗ 
tenden Klaſſen beſtimmten Bibliothek bilden ſollen. Eine Anzahl 
Wähler des Departements Seine und Oiſe haben der Nationalver⸗ 
ſammlung eine Petition eingeſchickt, worin ſie auf den Uebelſtand, 
daß faſt immer in den Sitzungen 200 bis 250 Repräſentanten fehlen, 
tadelnd als auf Pflichtvergeſſenheit aufmerkſam machen und im Na⸗ 
men der Steuerzahler, welche jährlich 7 Millionen Fr. für die Diäten 
der Volksvertreter aufbringen müſſen, den Antrag ſtellen, die geſetz— 
gebende Verſammlung wolle dekretiren, daß alle Repräſentanten, 
welche mit Urlaub abweſend ſind, für die Dauer des Urlaubs keine 
Diäten beziehen, und daß jedem Repräſentanten, der, ohne Urlaub 
zu haben, den Sitzungen der Kammer und der Kommiſſionen nicht 
pünktlich beiwohnt, für jede ſolche Abweſenheit zwei Tags» Diäten 
abgezogen werden ſollen. Da es ſich hier um den Geldbeutel der 
Volksvertreter handelt, fo wird der Antrag höchſt wahrſcheinlich mit 
erklecklicher Majorität durchfallen, falls er nur überhaupt in Erwä⸗ 
gung genommen wird. — Ueber die mehr erwähnten Anſiedlungs⸗ 
Pläne Lamartine's im Orient theilt das Journal du Loiret Nachſte⸗ 
hendes als zuverläſſig mit: Da Lamartine's Vermögen in Frankreich, 
zumal in den letzten drei Jahren, ſehr geſchwunden iſt, ſo haben ſeine 
auf mehrjährigen Reiſen im Orient gewonnenen dortigen Freunde 
ihm feinen alten Plan, ſich dort unbebaute Landſtrecken zur Coloni⸗ 
ſirung anweiſen zu laſſen, in Erinnerung gebracht. Der türkiſche 
Sultan und die Pforte find allen feinen desfallſigen Wünſchen ent⸗ 
gegen gekommen; ſie haben ihm unentgeltlich und auf 30 Jahre, den 
Beſitz der ſchöͤnen Ebene von Bogos-Ova, einige Stunden von 
Smyrna, bewilligt. Sein Freund Roland ging für ihn nach Kon⸗ 
ftantinopel, um wegen der Sache zu unterhandeln und mit der Pforte 
und dem Großvezier die näheren Bedingungen feſtzuſtellen. Der Vers 
trag iſt abgeſchloſſen und unterzeichnet worden. Die au Lamartine 
überlaſſene Landſtrecke hat 50—60 Kilometres im Umfange, einen 
fruchtbaren Boden, Waſſer im Ueberfluſſe, mehrere Pachthoͤfe und 
Dörfer, ſo wie ein Herrenhaus, und ſie harrt bloß kundiger Anbauer 
und geringer Ausbeutungs⸗Kapitalien, um ein nützliches Unternehmen 
für die Conceſſionäre und für den Theil der Türkei, wo ſie liegt, ein 
Vorbild europaͤiſcher Cultur zu werden. Ein Aufenthalt von weni⸗ 
gen Monaten im Jahre wird für die erſte Zeit zur Ueberwachung und 
allmäligen Erweiterung des Unternehmens hinrelchen; letztere wird 
ſich nach dem Verhaͤltulſſe der europäiſchen Kapitalien richten, welche 


Lamartine darauf wird verwenden können. Die landwirthſchaftliche 
Leitung iſt dem tüchtigen Oekonomen Barrault übertragen worden. 
Sobald die National⸗Verſammlung Ferien macht, wird Lamartine 
perſönlich dem Sultan danken und dann ſich auf ſein neues Beſitzthum 
begeben. — Nächſtens werden mehrere Mitglieder der aufgelöſten Ge⸗ 
ſellſchaft „Solidarité Republicaine“, als bei den früheren Aufſtänden 
thätig betheiligt, vor den Aſſiſen erſcheinen. Der „National“ rügt 
es bitter, daß man noch jetzt nachträglich gegen dieſe Geſellſchaft ges 
richtlich einfchreite; der „Conſtitutionnel“ behauptet aber, daß die 
richterliche Behörde nur ihre Pflicht thue, indem erſt nach langer Uns 
terſuchung ſich hinlängliche Beweiſe dafür ergeben hätten, daß die 
„Solidarité Republicaine“ mit dem Attentat vom 13. Juni 1849 in 
enger Verbindung geſtanden und dabei eifrigſt mitgewirkt habe. — 
Die „Aſſemblee nationale” dringt auf angemeſſene Reform des Wahl⸗ 
geſetzes, weil dies das einzige Mittel ſei, dem früheren oder ſpäteren 
Siege des Socialismus bei den allgemeinen Wahlen noch rechtzeitig 
vorzubeugen; „Galignani's Meſſenger“ meint jedoch, es ſei zum im⸗ 
merwährenden Siege der Ordnungs⸗Partei bei den Wahlen nichts 
weiter erforderlich, als daß jeder Wähler gezwungen werde, ſeine 
Stimme abzugeben, weil gewiß drei Viertel der Waͤhler des Landes 
gegen die ſocialiſtiſchen Kandidaten ſtimmen würden, ſobald man ſie 
nur überhaupt zur Betheiligung an den Wahlen zwinge. (Cöln. Ztg.) 


— In der heutigen Sitzung der National⸗Verſamm⸗ 
lung wurde die Berathung über das zweite Capitel des Unterrichts⸗ 
ge ſetzes bei Artikel 7 fortgeſetzt, nach welchem in jedem Departement 
eine Akademie errichtet werden ſoll. Levargne bekämpft die geftrige 
Rede Montalembert's und fordert die Verſammlung auf, der Kirche 
die für fie verlangten Uebergriffe nicht zuzugeſtehen, weil fie nicht zoͤgern 
werde, größere Privilegien zu beanſpruchen. Er läßt ſodann an Hrn. 
Thiers, an deſſen frühere revolutionaire Inſtinkte einen Aufruf für 
Aufrechthaltung des Unterrichts durch den Staat ergehen. Thiers: 
„Ich glaube den Artikel 7. nicht in Gefahr; Hr. Barthelemy St. Hi⸗ 
laire ſelbſt wird für ihn ſtimmen. Nicht die Vertheidigung des Ar⸗ 
titels führt mich daher auf die Tribune, ſondern einzig der Wunſch, 
auf einige Behauptungen zu antworten, damit die Verſammlung in 
voller Sachkenntniß und mit Gemüthsruhe über den Artikel abſtimmen 
kann. Ich gehöre nicht zu den Griesgramen, welche ſtets die Vergan⸗ 
genheit zurückwünſchen und ſtets die Gegenwart tadeln. Ich habe die 
Februar⸗Revolution gar nicht gewollt (Murren und Lärm auf der Linken); 
dies müſſen Sie längſt wiſſen. Meine Oppoſition unter der Monarchie 
bezweckte einzig, dieſe Revolution zu verhindern (zur Linken: „Es iſt 
Ihnen trefflich gelungen!“). Hätte ich durch irgend etwas auch nur 
unfreiwillig zu ihrem Eintreten, zu ihrer Manifeſtation beigetragen, 
ſo würde ich es mir nie verzeihen. Man fragt, wie es komme, daß 
ich jetzt Männern wie Montalembert und Pariſis die Hand reiche, 
während ich ſie früher bekämpft. Ich antworte frei und offen, wie 
immer (Bewegung). Dieſe von mir nicht gewünſchte Revolution hat 
uns Gefahren, ſehr große Gefahren geſchaffen, die man unmöglich 
verkennen kann. Wohlan! Um dieſe Gefahren zu bekämpfen, habe ich 
geglaubt, Männern, die mir die Hand boten, die meinige nicht ver⸗ 
jagen zu dürfen; ich habe mich mit meinem Freunde Montalembert 
zur Bekämpfung der Gefahren, die wir alle ſehen, vereinigt. Herr 
Barthelemy St. Hilaire hat einen füheren Bericht von mir über den 
Unterricht benutzt, um mich ſagen zu laſſen, daß er durch die Univerſi⸗ 
tät gegebene öffentliche Unterricht jedem anderen überlegen ſel. Ja, 
ich glaube noch letzt, daß der Univerſitäts⸗Unterricht der vorzüglichere 
iſt. Aber habe ich gejagt, daß das Maaß der Studien ſich bei ber 
Jugend gehoben habe? Nein, ich bin im Gegentheile überzeugt, daß 
die Richtung des Geiſtes ſich tiefer geſenkt hat. Die Urſachen ſind 
allgemeine Urſachen. Die erſte iſt der demokratiſche Zuſtand der Ge⸗ 
müther. (Murren der Linken.) Ich bin kein unbedingter Feind der 
Republik; ſie iſt unſere geſetzliche Regierung, welche uns für jetzt am 
wenigſten ſpaltet. Unter einer demokratiſchen Regierung gibt es viele 
Leute, die etwas wiſſen, und nur eine ſehr kleine Zahl, die viel wiſſen. 
Dieſer demokratiſche Zuſtand hat das Unbequeme, daß er den Ehrgeiz 
eutflammt; man kann vorwärts kommen und kümmert ſich wenig um 
die Bedingungen jedes Töblichen Ehrgeizes: Zeit und Arbeit. Dieſe 
Frage, dieſes Streben kann die Regierung unmöglich machen. (Der 
Redner zählt die anderen Urſachen der Hinabdrückung des Geiſtes und 
der Studien auf: den Geſchmack an materiellen Genüſſen, die Abnei⸗ 
gung gegen jede ausdauernde Arbeit, die Gewohnheit, ſich für jede 
Verrechnung an die Geſellſchaft zu halten. Er fahrt dann fort:) Hierin 
liegt ein entjegliches Symptom, dem ich bis zur Jugend hinab begegne. 
Oft empfange ich Briefe mit Klagen. Ich antworte: Arbeitet und 
Ihr werdet reuſſiren. Dieſe Klagen, dieſe Entmuthigung werden 
unter der demokratiſchen Regierung noch zunehmen. Ich beſchuldige 
keineswegs die Univerjität, daß fie dieſe Tendenzen herbeigeführt habe. 
Aber verübeln Sie es uns auch nicht, daß wir jetzt, wo die Uebel⸗ 
ſtände ſo offen hervortreten und die demokratiſche Ordnung eben ſo ſehr, 
als die monarchiſche Ordnung bedrohen, alle ſocialen Kräfte zur Bes 
kämpfung aufrufen.“ Nach einer Hinweiſung auf England und Nord⸗ 
america geht der Redner tiefer auf die Prüfung des Artikels 7 ein, 
ſucht die dagegen erhobenen Einwürfe, namentlich jene St. Hilaire's, 
zu widerlegen und rechtfertigt die von der Commiſſion genehmigten 
Beſtimmungen. Man habe die Kommiſſion angeklagt, daß ſie Politik 
mache. Ungerechte Anklage! Sie habe nur Civiliſation, Erziehung, 
ſociale Wiſſenſchaft gemacht. Man behauptet, Unterrichtsfreiheit zu 
wollen, und doch wollte man ſie nicht mehr, ſobald es gelte, ſie zu 
organiſiren. Der Redner führt dies unter Hinweiſung auf die einzelnen 
Artikel des gegenwärtigen Geſetzes näher aus; er fucht ſodann zu bes 
weiſen, daß alle Beſtimmungen des Geſetzes gerade den Zweck hätten, 
die Religion und die Philoſophie, die Freiheit und die nothwendige 
Ueberwachung durch den Staat in den richtigen Grenzen zu verſöhnen, 
und ſagt am Schluſſe zur Linken: „Glauben Sie, daß wir nicht reuſ⸗ 
ſiren werden? Wohlan. Ich hoffe das Gegentheil. (Lärm.) Ich hoffe, 
und ſollte dieſe Hoffnung fehlſchlagen, fo würden wir ſehr unglücklich 
fein. Jedenfalls wären wir aber nicht die Einzigen ſeit zwei Jahren, 
die nicht reuſſirt haben.“ (Lang' anhaltender Beifall mit Gelächter 
untermiſcht.) Nachdem die Sitzung eine Viertelſtunde lang unterbrochen 
worden war, macht Barth. St. Hilaire einige Gegenbemerkungen 
gegen die Rede von Thiers, den er nochmals des Widerſpruches mit 
ſeinen früher bekannten Grundjägen beſchuldigt und dem er vorwirft, 
daß er durch dieſes Geſetz den Geiſt der Revolution zum Vortheile der 
Reaktion hinopfere: denn dieſem Geſetze zuſtimmen, heiße den Geiſt 
der Revolution aufgeben. Der Redner wiederholt zum Schluſſe, daß 
er gegen das Geſetz ſtimmen werde. Der Präfident zeigt noch an, 
daß Boyſſet und Lafont die Ermächtigung verlangen, den Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſter über die enge Einſperrung Proudhon's zu befragen. (Heiterteit.) 
Viele Repräſentanten verlaſſen den Saal. Brieves und andere Mit⸗ 
glieder des Berges ſchreien und geſticulfren. Boyſſet geht aufs 


Bureau und befragt den Präſidenten heftig. Unter dem Geſchrei der 
äußerſten Linken verläßt Dupin feinen Seſſel. Schluß der Sitzung. 


f Kammer ⸗ Verhandlungen. 
121te Sitzung der erſten Kammer vom 18. Februar. 
Präſident: von Auerswald. Eröffnung der Sitzung: 10 Uhr. 

Nach Eröffnung der Sitzung wird ein Schreiben des Miniſter⸗ 
präſidenten verleſen, in welchem die Vereidigung des Miniſter v. La⸗ 
denberg mitgetheilt und das Protokoll über dieſelbe überreicht wird. 

Ueber das in der letzten Sitzung berathene und angenommene 
Heffterſche Amendement, die Mecklenburger Angelegenheit 
betreffend, wird, nachdem Abg. Kühne dagegen, Abg. v. Itzenplitz 
dafür geſprochen hat, namentlich abgeſtimmt, und daſſelbe wiederholt 
mit 78 gegen 56 Stimmen angenommen. 0 

Es folgt die Berathung über den Bericht, betreffend die Abände⸗ 
derung der Injurienſtrafen. Die Kommiſſions⸗Anträge werden 
von der Kammer genehmigt. Eben fo wird der Kommiſſtons⸗An⸗ 
trag, betreffend die Gewährung einer Beihülfe aus der Staatskaſſe an 
die Meliorations⸗Societät der Borker Haide, angenommen. 

Der letzte Punkt der Tagesordnung, der Bericht über den 
Diergarbtjhen Antrag, wird zur Debatte geſtellt. Der Hr. Han⸗ 
delsminiſter erklärt, die Regierung werde Nichts verſäumen, um 
die Nachtheile zu beſeitigen, welche Preußen aus dem Holländiſch⸗Bel⸗ 
giſchen Vertrage vom 29. Juli 18 16 erwachſen. Die Regierung fei 
einverſtanden mit der Nothwendigkeit, den Zollvereinstarif abzuändern 
und ſehne ſich nach dem Augenblicke, die nöthigen Einleitungen zu 
treffen. Er habe deshalb gegen den Kommiſſtons⸗Antrag Nichts 
einzuwenden. Der Kommiſſions-⸗Antrag wird ſchließlich mit großer 
Majorität u * men und um 23 Uhr die Sitzung geſchloſſen. 

Nächte Sitzung Mittwoch früh 10 Uhr. 


110te Sitzung der zweiten Kammer vom 18. Februar. 

Der Abg. Stiehl bringt zunächſt einen Antrag, die Berathung 
des Preßgeſetzes betreffend, ein, dahin gehend, daß 1) die Bera- 
thung nicht mehr ſtattfinde; 2) Rue die Frage geſtellt werde, ob die 
Kammer der Verordnung vom 30. Juni ihre Genehmigung ertheilen 
will? 3) zu beſchließen, ob und wie weit fie den bei den 88. 1, 5, 
10, 12, 18, 20 und 34 der Verordnung, von der Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Aenderungen ihre Zuſtimmung zu ertheilen Willens 
ſei, und 4) behufs Ausführung dieſes Antrages die Kommiſſion, welche 
jene Verordnung geprüft hat, wieder zu berufen. 

Der Präſident bemerkt, daß er es für unmöglich halte, bei fo 
dringenden Arbeiten das Preßgeſetz noch zur Berathung zu bringen. 
Abg. Stiehl ſpricht für feinen Antrag, er hält es nicht für wohlge⸗ 
than, eine für das Volk jo hochwichtige Angelegenheit in einer, man 
kann wohl ſagen, unwürdigen Haſt zu erledigen. 

Der Miniſter des Innern: Ein Theil der Preſſe habe den 
Eid in einer Weiſe beſprochen, daß man am beſten erſieht, wie weit 
ſie entfernt ſei, den 6. Februar als einen Tag der Verſöhnung zu be⸗ 
trachten. (Beifall rechts.) Es ſeien der Regierung von vielen Seiten 
Reclamationen zugegangen, daß es nicht möglich ſei, mit den beſtt⸗ 

en Strafgeſetzen auszukommen. i 
En 559 8 51 Stiehl geſprochen, nimmt Graf Schwerin 
(von der Tribüne) das Wort, um nochmals ſeine Meinung gegen die 
Berathung darzulegen. Der Redner beklagt die durch die Preſſe be⸗ 
gangenen Verbrechen, hält aber die Strafgeſetzgebung für ausreichend. 
Die Kommiſſion ſchlage Kautionen vor, er erinnere aber daran, daß 
ein Blatt, welches die Kautionen wohl aufbringen könne, welches die 
äußerſte Rechte dieſes Hauſes vertrete, den Eid in viel unwürdigerer 
Weiſe beſprochen habe, als die demokratiſche Preſſe. (Lebhafter, ans 
haltender Beifall links.) Abg. v. Bismark: Wenn der Abg. für 
Anklam auf dem Präſidentenſtuhl eine Aeußerung gehört hätte, wie er 
fie eben ſelbſt gethan habe, er würde den Redner ohne Zweifel zur 
Ordnung gerufen haben. Abg. Graf Arnim frägt den Vorſitzenden, 
ob er es für verträglich mit der Geſchäftsordnung halte, daß ein Mit⸗ 
glied äußert, ein Blatt, welches eine Seite dieſes Hanſes vertrete, 
predige den Meineid. Der Vorſitzende, Abg. Lenſing, findet in 
der gefallenen Aeußerung nur eine Entgegnung auf früher gehörte 
Bemerkungen. 

Nachdem noch die Abgg. v. Bismark, Harkort, Duncker, 
Bürgers und der Miniſter des Innern geſprochen, erwidert 
der Abg. Graf Schwerin, auf die gegen ihn gemachten Aeußerungen. 
Sollte er geſagt haben, daß das Blatt, deſſen er gedacht habe, ein 
Organ einer Partei dieſes Hauſes ſei, ſo geſtehe er, dies tei unpar⸗ 
lamentariſch geweſen. Gewiß habe er nicht geſagt, daß dieſes Blatt 
den Meineid predige, denn dann würden es die Geſetze treffen können. 
Auch die Abgg. Stiehl, Graf Arnim und Beſeler ſehen ſich zu 
einigen Bemerkungen veranlaßt. 722 

Die Kammer geht hierauf über den Stiehlſchen Antrag zur 
Tagesordnung über. 72 

Abg. v. Bardeleben findet in einer vorgeſtern von dem Mi⸗ 
niſter des Innern gethanen Aeußerung, daß das Minifterium 
auf Grund des $. 63. berechtigt ſein könne, das Preßgeſetz zu revidi⸗ 
ten, wenn die Kammer deren Berathung nicht vornimmt, eine 
Drohung. Er bedauere, daß auf dieſe Weiſe die Achtung vor der 
konſtitutionellen Regierungsform hintangeſetzt und die Hoffnung auf 
Verſöhnung vereitelt werde. Der Miniſter des Innern erwi⸗ 
dert, er habe nur die Nothwendigkeit einer Oktroyirung vermieden 
ſehen wollen. * 

Der übrige Theil der Sitzung beſchäftigt ſich, nachdem das von 
dem Abg. Urlichs zum Clubbgeſetze eingebrachte Amendement wieder⸗ 
holt mit 153 gegen 141 Stimmen angenommen worden, mit der 
fortgeſetzten Berathung der Gemeinde-Ordnung. 


1Ilte Sitzung der zweiten Kammer vom 18. Februar. 

Der Präſident Graf Schwerin eröffnet die Sitzung bald nach 6 
Bericht über das Grundſteuergeſetz; Berichterſtatter Abg. v. Pas 
tow. Der Ausſchuß iſt der Meinung, daß in der Kürze der Jeit nicht 
der ganze Inhalt des von der Regierung vorgelegten Entwurfes erle⸗ 
digt werden kann; er hat deshalb einen eigenen Entwurf vorgelegt, 
der nur die leitenden Grundſätze (die 88. 1 und 2. des Regierungs- 
Entwurfes) enthält, die Ausführung aber, namentlich die Veranla⸗ 

gung der neuen Grundſteuer dem Finanzminiſter für jetzt überläßt. 
Der Regierungs⸗Commiſſar: Die Regierung kann den 
von dem Ausſchuß vorgeſchlagenen Entwurf dringend zur Annahme 
empfehlen. Das Verfahren des Ausſchuſſes iſt ſehr vortheilhaft. Es 
läßt der Verwaltung einen freieren Spielraum in der Veranlagung 
der Steuer zur Vermeidung etwaiger Härten. Vergeben kann auf 
dieſem Wege keinenfalls etwas werden, da den Kammern jedenfalls 
die definitive Entſcheidung über die Veranlagung verbleibt. Auch daß 
die Entſcheidungsfrage bis dahin, daß ſich die Reſultate der Veran⸗ 


175 
lagung überſehen laſſen, offen bleiben ſoll, wird gewiß dazu beitragen, 
die wünſchenswerthe Einigung auch in dieſer Frage herbeizuführen. 


Die Kammer erklärt ſich mit dem von dem Ausſchuß vorgeſchla⸗ 
genen Verfahren einverſtanden. ſchuß vorgeſch 


Abg. Bismark⸗Schönhauſen: So vollſtändig harmlos, 
wie der Berichterſtatter ihn darſtellt, erſcheint mir der Bericht nicht. 
Bei der nächſtjährigen Berathung wird die Steuer bereits feſtgeſtellt, 
die Eutſchädigung noch zu erwarten fein. — Erkennen wir die Grund⸗ 
fteuer als eine gewöhnliche Steuer an, fo ift nicht abzuſehen, weshalb 
für die Befreiungen Entſchädigung gezahlt werden ſoll. Die Grund⸗ 
ſteuer iſt aber in der That, ihrer Einrichtung und Einwirkung nach, 
die Abtretung eines Theils des Eigenthums der Grundbeſiter an den 
Staat, ein immerwährendes Paſſivum. Sind diejenigen, welche bei 
dem Kauf eines Grundſtücks das Kapital der Grundsteuer auf den 
Kaufpreis angerechnet haben, ſind die noch als jetzt ſteuerzahlend zu 
betrachten? Die neue Einführung einer Grundſteuer iſt ſtets eine Un⸗ 
gerechtigkeit; ſie geſchieht deshalb gewöhnlich nur in eroberten Pro⸗ 
vinzen. (Oho!) Daß die Preußiſche Retzierung 1815 die den Rhein⸗ 
Provinzen während der Franzöſiſchen Herrſchaft zugefügte Ungerech— 
tigkeit nicht wieder gut zu machen in der Lage geweſen iſt, thut mir 
leid. Den andren Provinzen aber dieſelbe Ungerechtigkeit zuzufügen, 
iſt gerade fo, als ſollten für die Kriegsschäden, welche die Oſtſeepro⸗ 
vinzen erlitten haben, jetzt auch die andern Provinzen mit Krieg über⸗ 
zogen werden. Jedenfalls wäre die Einführung der Grundſteuer nur 
gerechtfertigt, wenn ſie mit der Einfuhrung einer allgemeinen Capital⸗ 
ſteuer verbunden würde. Auch trifft die Aufhebung der Exemtionen 
nicht die Parias des neunzehnten Jahrhunderts, die Nittergutsbefiger 
aus adligen Familien (Oho!), ſondern die kleinen Grundbeſitzer, die 
mit einem erſparten Kapital in Hoffnung auf den Erfolg ihres Fleißes 
ſich ein Grundſtück eigentlich über ihre Kräfte hinaus gekauft haben. 
Ich würde mich aus dieſen Gründen mit der einſtweiligen Veranla⸗ 
gung der Grundſteuer (88. 4. u. 5. des Entwurfs) einverſtanden er⸗ 
klären, wünſche aber, daß, ehe wir die Reſultate derſelben kennen, ein 
Beſchluß über die wirkliche Einführung der Grundſteuer nicht gefaßt 
wird. Ueber die Einkommenſteuer ſchlagen die Berliner ſchon ſo viel 
Lärm, was werden ſie erſt thun, wenn ſie noch dazu die Grundſteuer 
tragen ſollen, die Jeden gleich trifft, mag er mit ſeinem Grundſtück 
verſchuldet ſein oder nicht? Nennen Sie das die Staatslaſten mit 
gleichen Schultern tragen? Ich warne Sie mit dem Beiſpiel der 
Schullehrer, die auch die Klaſſenſteuer übernommen haben, und die 
Entſchädigung noch erhalten ſollen. 


Abg. Reichenſperger beruft ſich auf die großen Regenten 
Preußens, die alle die Aufhebung der Grundſteuer beſtrebten. Daß 
die Grundſteuer Verſchuldete und Nichtverſch. gleich trifft, hat ſie mit 
den meiſten Steuern, z. B. mit der Gewerbeſteuer, gemein. Am rechten 
Rheinufer iſt die Grundſteuer nicht während der Fremdherrſchaft, ſon⸗ 
dern im tiefen Frieden von der Preußiſchen Regierung aufgelegt wor⸗ 
den. Was früher die Ritterſchaft unter dem Namen Donaterie u. dgl. 
bewilligen konnte, kann doch jetzt die allgemeine Landesvertretung bes 
willigen? Und wer widerſetzt ſich der Grundſtener? Der große rund: 
beſitz. (J Gott bewahre, auf der Rechten.) Es wäre doch ſeltſam, 
wenn der große Grundbeſitz, welcher der Staat par excellence ſein will, 
nur hervortritt, wo es ſich um Rechte handelt, wenn es aber auf 
Pflichten ankommt, ſich zurückzieht! (Bravo.) 


Abg. v. Kleiſt⸗Reetzow. Die Grundſteuer wird zur Rente, 
ſobald der Grundbeſitz mit der Steuer in andere Hände übergeht. Das 
gegenwärtige Geſetz wäre ſchlimmer, als das von 1810; dies wollte 
Exemtionen nur gegen Entſchädigung aufheben, jetzt ſoll die Grund⸗ 
ſteuer eingeführt werden, und die Entſchädigung bleibt ausgeſetzt. Die 
Steuern derjenigen, die man gegenwärtig für ſteuerfrei hält, find mit 
in den Steuern der Bauern enthalten, welche die Steuerfreien früher 
in contribuablem Zuſtand erhielten. 


Abg. v. Bodelſchwingh (Hagen): Die Frage, ob die Grund⸗ 
ſteuer in Preußen eine Rente oder eine Steuer ſei, kann für die weſtli⸗ 
chen Provinzen nicht zweifelhaft ſein. Ob für die öſtlichen Provinzen 
die Grundſteuer, die auch hier urſprünglich jedenfalls Steuer war, 
gegenwärtig Rente geworden, laſſe ich dahin geſtellt. Waͤre aber hier 
keine Grundſteuer, ſo bliebe nach der in der Verfaſſung verheißenen 
Gleichheit nur übrig, entweder die Grundſteuer in den Rheinprovinzen 
aufzuheben oder ſie in den weſtlichen einzuführen. (Bravo.) Nach der 
oberflächlichen Kenntniß, die ich durch das Durchgehen des Budgets 
von der Finanzlage erhalten habe, ſcheint mir das Finanzminiſterium, 


das Erſtere zu thun, nicht in der Lage. (Bravo.) Es iſt alſo an der 


Zeit, die Verheißung oder die Drohung, wie man es nennen will, 
des Geſetzes von 1810 ins Leben zu rufen. Daß damit manche Härten 
verbunden ſein können, will ich nicht läugnen, und deshalb will ich 
einer Entſchädigung mich nicht widerſetzen. Die Einführung der 
Grundſteuer darf aber nicht weiter hinausgeſchoben werden; ich ſtimme 
für das Geſetz. (Bravo.) Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 


Der Berichterſtatter verweiſt auf das Beiſpiel aller anderen 
Deutſchen Länder, ſelbſt „des gewiß konſervativen Oeſterreichs, wo die 
Grundſteuer ſchon längſt regulirt ſei.“ Er beſtreitet auch namentlich 
noch, daß in der Geſetzgebung von 1810 und IL eine Entſchadigung 
für die Grundſteuer verſprochen worden. Man geht zur Specialdis⸗ 
euſſion über. §. 1. wird angenommen. Ebenſo 8. 2, und die Para⸗ 
graphen 3— 5. Schließlich wird das Geſetz im Ganzen genehmigt. 
Man geht zum Geſetzentwurf über die Unterſtützung bedürftiger Fa⸗ 
milien zum Dienſt einberufener Reſerve- und Landwehrmänner über; 
Berichterſtatter Abg. Meyer (Friedeberg.) Der Ausſchuß giebt dem 
Regierungsentwurf mit verſchiedenen Aenderungen ſeine Zuſtimmung; 
er deſchränkt u. A. den Umfang der von den Kreisbehörden zu gewäh⸗ 
renden Unterſtützung. 


Nach $. 5 des Regierungs⸗Entwurfes ſoll die Unterſtützung auch 
freie ärztliche Behandlung einſchließen; der Ausſchuß hat dies geftrichen; 
der Kriegs miniſter bittet, dies beizubehalten, und Herr v. Gries⸗ 
heim ſtellt ein dahin gehendes Amendement. Es wird angenommen. 
§. 12 des Ausſchußentwurfes beſtimmt, daß die Unterſtützung der Hinz 
terbliebenen eines Gefallenen 1 Jahr vom Todestage an dauern ſoll. 
Abg. v. Griesheim ſchlägt vor, ſtatt 1 Jahr 3 Jahr zu ſetzen; Abg. 
Keller (Duesberg) 5 Jahre (Oho!); der Kriegsminiſter ſchließt 
ſich dem Gries heim' ſchen Amendement an. Es wird angenommen. 
Die übrigen Paragraphen des Geſetzes werden ohne Schwierigkeit an⸗ 
genommen. Man geht zum Bericht der Centralbudgetkommiſſion über 
die Ausführung des über die Lotterieverwaltung gefaßten Kammerbe⸗ 
ſchluſſes über; Abg. v. Viebahn, Berichterſtatter. Der Ausſchuß⸗ 
antrag geht dahin: Die beſchloſſene Herabſetzung der Gebühren und 
Gewinnantheile der Lotterieeinnehmer erſt mit dem Beginne der 102ten 
Lotterie, der nächft kommenden, eintreten zu laſſen. Derſelbe wird az 


genommen, Ebenſo die ferneren Anträge der Commiſſion, über die 
eingegangenen Petitionen der Einnehmer von Berlin und Breslau 
zur Tagesordnung überzugehen; die Petition der Untereinnehmer 
aber dem Miniſterium zu überwelſen. (Schluß der Sitzung: 10 Uhr. 
Nächſte Sitzung: Dienſtag 10 Uhr.) 


Locales ꝛc. 


Poſen, den 20. Febr. Die heut fälligen Berliner Zeitungen 
ſind ausgeblieben. 

Poſen den 20. Februar. Stand des Warthafluſſes. — 
Heute Morgens 7 Uhr 16 Fuß 3 Zoll, Mittag 1 Uhr 16 Fuß 1 3. 
Kon auf beiden Ufern oberhalb der Brücke war ein Fallen von 143. 
ſichtbar. 

— Die Mitglieder der Polniſchen Harmonie waren am 16. d. M. 
verſammelt, um über ein permanentes Polniſchen Theater zu berathen. 
Da man ſich über die ſofortige Errichtung deſſelben nicht einigen konnte, 
wurde ein Vorſtand von 11 Mitgliedern erwählt, der innerhalb 4 
Wochen über die gemachten Vorſchläge berathen und daun eine Ver⸗ 
ſammlung zur nähern Beſprechung anordnen ſoll. 


Die in Nr. 34. erwähnte Tendenzbuchhandlung beſteht hier unter 
dem Namen: „katholiſche r g beſteht hier unt 


Poſen, den 20. Februar. Folgende Erklärung ha i 
Bresl. Itg. aud d i l ä 

Es iſt ein ekles, widerwärtiges Geſchäft, gegen öffentliche, lügen⸗ 
hafte Anfeindungen zu kämpfen, und doch iſt jr aht = Mn 2 
wenn dieſelben uns, wie bei der Gazeta Polska und der Bresl. Ztg. 
rückſichtslos angriffsweiſe entgegentreten: su 
In Nr. 35 d. Ztg. findet fich eine Berichtigung der Gaz. P. 
in Bezug auf den der Bresl. Ztg. Nr. 37 entnommenen Artikel über 
den Jeſuitenorden Zmartwychwſtance, worin die Redaktion 
der Gaz. P. behauptet, derſelbe enthielte die Nachricht: 

dieſer Jeſuitenorden habe die Gaz. P. käuflich an ſich 

gebracht, N 
während doch der Artikel nur ſagt, daß die ariſtokratiſche Partei, 
wie von je, jo auch heut, treue Anhänger der Jeſuiten, 
die Gaz. P. käuflich an ſich gebracht habe. Wir hätten dieſe offen⸗ 
bare Verunſtaltung der Wahrheit keiner öffentlichen Widerle⸗ 
gung gewürdigt, wenn nicht die Breslauer Zeitung in Nr. 46 
davon Veranlaſſung nähme, in einem angeblichen Correſpondenz⸗Ar⸗ 
tikel“ Poſen, den 12. Febr., uns fälſchlich zu beſchuldigen, daß wir 
den fraglichen Artikel, der wörtlich ihr nahgedrudt iſt, „nach 
mehreren willkürlichen Veränderungen und Ausla 
gen“ aufgenommen, uns Verſtümmlung ihrer Artike 
unferer gewöhnlichen Weiſe, und Hineinbringu 
Unwahrheiten erlaubt, ja, zum Schluß fogar von verfälſch 
ten Artikeln zu reden wagte und uns ermahnte, die Quelle anzuge 
ben weil wir ihr wiederholt den Beweis geliefert, daß wir richtig 
Auszüge nicht geben wollen oder nicht zu geben verſtehn. 2 
Wir fragen ganz einfach, ob dies Verfahren der Breslauer 
Ztg. einer ehrenhaften Redaktion würdig it? Selbſt wenn 
der Artikel eine Correſpondenz aus Poſen wäre, was wir um deshalb 
nicht glauben können, weil ein Correſpondent vor Ausſtoßung jener 
Injurien die Poſener Zeitung mit der Breslauer verglichen haben 
würde, ſo zeugt es mindeſtens von grober Fahrläſſigkeit einer 
Redaktion, dergleichen ungeprüft aufzunehmen, und ſind Corre⸗ 
ſpondenten dieſer Art gewiß nicht geeignet, einer Zeitung Kredit zu 
verſchaſſen. Wir fordern die Redaktion der Breslauer Zeitung hier⸗ 
mit auf, dieſe unſere Entgegnung, binnen drei Tagen, wie das 
Geſetz vorſchreibt, an der Stelle des beleidigenden Artikels aufzuneh⸗ 
men, widrigenfalls wir fie als Pasquillantin wegen Verläumdung 
belangen werden 

Schrimm, den 19. Februar.“) Der Eisgang hier iſt vorüber, 
und das Waſſer hat überall freie Paſſage. Der Schutzdamm am 
Schwarzviehmarft iſt durch die freie Strömung bei den Brücken nun⸗ 
mehr weniger in Gefahr, doch iſt Anordnung getroffen, denſelben 
noch zu erhöhen. Der Waſſerſtand an der Warthabrücke war früh 8 
Uhr 11 Fuß. Die Gefahr vor zu hohem Waſſer der Warthe ſcheint 


vorüber. 


+ Inowraelaw, den 17. Februar. Der hier zum Deputirten 
nach Erfurt gewählte Kreis Gerichts Direktor Geßler aus Schubin 
hat die auch zu gleicher Zeit in Bromberg auf ihn e Wahl 
der hieſigen vorgezogen und es haben ſich zu der am 7. März e. hier 
ftattfindenden Erſatzwahl der Oberftlientenant v. Olberg, der Amts⸗ 
rath Saenger und der Regierungsrath Hoffmann als Wahlkandidaten 
in Vorſchlag gebracht, von welchen der Letztgenannte bisher die meiſte 
Ausſicht hatte, aus der Wahlurne hervorzugehen, jetzt aber inſofern 
in den Hintergrund gedrängt wird, als der hieſige Landrath ein be⸗ 
ſonderes Schreiben an die Wahlmänner hat ergehen laſſen, nach 
welchem ſich nur v. Olberg gemeldet habe. — Allem Anſcheine nach 
wird der bevorſtehende Wahlakt mit Introduktion und Finale noch 
lebendiger werden, als der letztvergangene. — Geſtern marſchirten 
c. 60 Mann vom 4. Landwehr⸗Regimente hier durch, um, wie ſie ſag⸗ 
ten, die in Krotoſchin zurückgebliebene Stamm⸗Kompagnie ihres Regi⸗ 
ments abzulöfen. x 


Muſterung polnifcher Zeitungen. 

Die Gazela polska hatte ſich gegen das Ende des vorigen Jah⸗ 
res in einigen Artikeln über die Wirkſamkeit und Bedeutung der pol⸗ 
niſchen Emigration ausgeſprochen und insbeſondere behauptet, daß 
ſie, der früher die konſtitutionellen Freiheiten des Auslandes zu un⸗ 
geſtörtem Austauſch der Anſichten und offenem Wirken für die pol⸗ 
niſche Sache zu Gunſten gekommen, jetzt ihre Miſſton als beendigt 
anſehen müͤſſe, ſeit ſich das Großherzogthum Poſen einigermaßen kon⸗ 
ſtitutioneller Freiheiten erfteue. Gegen dieſe Anſicht tritt nun ein ge⸗ 
wiſſer Nep. Janowski, der als Emigrant in London lebt, in Nr. 
40. der Gazeta W. Xjestwa Poznanskiezo auf, indem er der 
polniſchen Emigration, als dem fichtbaren Ausdrucke des Märtyrer 
thums Polens, ein gleiches Recht, mit dem Großherzogthum für die 
daterländiſche Sache zu wirken, vindicirt. Den von demſelben Blatte 
der Emigration gemachten Vorwurf, als ſeien ihr die Begriſfe und 
der Geiſt des Volkes fremd, weiſt der Vertheidiger der Emigration 
mit Entrüſtung zurück und ſucht darzuthun, daß eben die Emigration 
auf der Höhe der Zeit⸗Ideen ſtehe, und ein Aufbau des ſelbſtſtändi⸗ 
gen Polens nur auf der Grundlage der Gleichheit, Freiheit und Brü⸗ 
derlichkeit möglich ſei, während die Gazeta polska von ihrem ariſto⸗ 


„) Dieſer Bericht beruht, wie der geſtrige, auf gefälliger amtli 
Mittheilung. * 2 


z 


kratiſch⸗ hieraschifchen Standpunkte aus die Bedingungen einer freien 
gatlichen Eriſtenz des Landes gänzlich verkenne, indem ſie jener 
dels⸗ und Prieſterherrſchaft, die Polens Untergang vornehmlich her⸗ 
beigeführt hat, das Wort rede und mit auffallender Beſtimmtheit 
fälschlich behaupte, daß man in Lithauen und Wolhynien, Podolien 
und der Ukraine das Vaterland gleichmäßig auf die alte Weiſe, 
d. h. mit dem Wunſche der Herſtellung der früheren geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe, liebe, und von demokratiſchen Grundſätzen nichts wiſ⸗ 
en wolle. 
l Die Gazeta polska ſucht (in Nr. 38.) in einem ausführliche⸗ 
ren Artikel die Urſachen zu erforſchen, welche den Verfall des Vermö⸗ 
ns eines großen Theils der polniſchen Gutsbeſitzer herbeigeführt 
ben. Nach ihrer Anſicht haben Verſchwendung, Trägheit und Uns 
kenntniß der Landwirthſchaft zwar viel dazu beigetragen, ſie findet 
aber gerade in dem Inſtitute, das der Rettungsanker für die verſchul⸗ 
deten Gutsbeſitzer ſein ſollte, die Haupturſache der Verarmung. Nicht 
als ob dies in der Organiſation der Landſchaft ſelbſt läge, die an und 
für ſich ein treffliches Inſtitut ſei, ſondern weil ein großer Theil der 
Gutsbeſitzer die Vortheile, welche das Inſtitut gewährt, nicht zu be⸗ 
nutzen verſtanden habe, und anſtatt die aus der Kaſſe des Inſtituts 
entnommenen Summen zur Abzahlung ihrer Schulden und zur Me⸗ 
lioration des Bodens und beſſerer Einrichtung der Wirthſchaft zu be⸗ 
nutzen, dieſelbe leichtſinnig vergeudeten und zwar um ſo leichtſinniger, 
je leichter ſie dieſelben erhielten. 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
Vom 20 Februar. 

Bazar: Frau Gutsb. v Nekowska a. Gwfazdowo; die Gutsb. Re⸗ 
kowski a. Keſzyce u. v. Biernacki a. Czekanowo; Wirthſch.⸗-Kommiſf. 
Janiſzewski a. Bafkowo; Gutsp. Tesko a. Tarnowo. 

Hötel de Baviere: Kfm. Maier a. Elbing; Frau Steuerräthin Lanz 
u Fräul v. Wedel a. Stargard; Medizinalrath Dr. Göden a. Kro- 
toſchin; die Gutsb v. Skarzynski a Cbelkowo; v. Breza a. Jan⸗ 
kowice; v. Grabowski a. Buczek; v Zabkocki a. Malice u. v. Gräve 
a. Borek; Gutsp. v. Wroniecki a. Wierzenica. 

Lauk's Hötel de Rome: Kfm. Naigele a. Deſſau 

Schwarzer Adler: Gutsp. Leen a. Pruſic; Beamter Smitkowskiſa Leg; 
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die Gutsb. v. Sarnowski a. Grzybowo; Chylewski a. Rekowki; 
v. Rojkowski a. Gora; Jäkel a. Brudzewo. 
Hötel de Vienne: Gutsb. Graf Poninski a. Wreſchen. 


Hotel de Berlin: Gutsb. Briefen a. Neu⸗Latzig; Kfm. Brillis a. 
Träppdorf a. N. 


Hotel de Paris: Probſt Grabowski a. Jaraczewo; Gutsb. v. Noga⸗ 
linski a. Ccrekwica. . 
Hötel de Hambourg: Die Kaufl. Conrad u. Degurski a, But u. Ci⸗ 
ſtelski a. Trzemeſzno; Gutsb Snigowski a. Nzegnowo. 
Im Eichenkranz: Kfm. Mendelſohn a. Birnbaum. 
Große Eiche: Probſt Janiſzewski a. Nekla; Lehrer Japezynski u. Kfm. 
Stodokkiewiez a. Schroda. - j 
Drei Sterne: Bürger Seidel u. Amtm. Kropienewski a. Wreſchen; 
die Gutsp. v. Dobrogoiski a. Chodzica u. v. Kofzucki a. Czelucin; 
Gutsb. v. Zawacki a. Bednary; Frau Gutsb. Dorn a. Neuhauſen. 
Markt⸗ Bericht. 
Berlin, den 18. Februar. 5 
Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach 
Qualität 50—5 4 Rthlr. Roggen loco und ſchwimmend 26 — 28 
Rthlr., pr. Frühjahr 25, 254 u. 25 Rrthlr. verk., 254 Br., 25 
G., Mai⸗Juni 254 Rthlr. Br., 254 bez. u. G., Juni⸗Juli 264 Rthlr. 
verk. Gerſte, große loco 22 — 24 Rthlr., kleine 19— 21 Aehlr. 
Hafer loco nach Qualität 16—18 Rthlr., pr. Frühjahr 50pfd. 
15 Rthlr. nominell. Erbſen, Kochwaare 32 — 40 Rthlr., Futter⸗ 
waare 29— 32 Rthlr. Rüböl loco 133 Rthlr. bez., Br. n. G. 
pr. Febr. 134 Rthlr. Br., 1357 u. 3 bez., Febr.⸗März 128 a 13 
Rthlir bez., 13 Br., 1211 G., März⸗April 1277; Rthlr. bez., 133 
Br., Da f G., April⸗Mai 124 a 75 Kthlr. bez., 123 Br., a 
G., Mai- Juni 12,5 Rthle. Br., 124 bez., 35 G., Sept Ott. 121 
Rthlr. Br., 12 G. Leinöl loco 115 Rthlr. Br., pr. März-April 
11,7, Rthlr. Br., April⸗Mai 111 Rthir. Br., 111 G. Mohndl 154 
Rihlr. Palmöl 123 a 122 Rthlr. Hanföl 14 Rthlr. Südſee⸗ 
Thran 12 a 124 Rrthlr. 5 
Spiritus loco ohne Faß 134 Rthlr. verk. u. Br. mit Faß 133 
Rtblr. Br., Febr.⸗März 13 Rthlr. Br., März⸗April 133 Rthlr. Br., 
April⸗Mai 134 a 3 Kthlr. verk, 2 Br., 2 G., Mai⸗Juni 143 Rthlr. 
Bi., 14,5 G., Juni⸗Juli 144 Rthlr. Br., 143 G., Juli⸗Auguſt 
15 Rthlr. Br., 15 G. 


* Den 18. Februar 1850. |zinar| Brief. | Sl 
* a 


Preussische freiw. Anlei ze 1881 — 
Stants-Schuldsc keine. 3, 88 
Seechandlungs-Prämien- Scheine. — 104 103 
Kur- u. Neumüärkische Schuldvers cc)... 3114.— — 
Berliner Stadt- Obligationen. 5 1042 — 
Westpreussische Pfandbriefe. „34 92 | 913 
Grossh. Posener EEE ERDE 4 11014 | — 
2 — ae . 34 904 — 
Ostpreussische Banne Id. 2 Y — — 
Pommersche a DIE e. een. 3 96 954 
Kur- u. Neum kk N RR 96 
Schlesische sine ae Frame 95 
“ v. Staat garant. L. . — — 
Preuss. Bank-Anthefl.Scheing „ — 944 — 
Friedrichs or r DIN, e ee e ene — 13 135 
Andere Goldmünzen à 5 Rthl r.. N — 121 121 
Discontto i. n n Sun — — ee 
Eisenbahn-Actien (voll. eingez.) 
Berlin-Anhalter A. B. 4 — 904 
7 Priorität. ei 4 — 
Berlin, Hawhurger e „„ 4 — 801 
7 Hing ᷣ T 44 100 100 
Berlin-Potsdam-Magdeb. . nn. 4 9a 644 
bh > Prior. A. 3. N 4 = 
7 . IE Aare. N 5 IH — 
Berlin-Stett inen. e Sn 4 105 105 
Nee — en 33 — 944 
» Pridritäls-, . „ e 0 0 nn BE 4) 1014 — 
Magdebur — „ e. e e 4 — — 
Niederschles.-Märkische . eee . 
» Prioritäts- s. 40 . * 
> „ I 5 ıl 2 
» „MN us u ne 5 1 — 
Ober-Schlesische Litt. 442... 31 — 105 
* n, Tue ie 3 104 — 
a c — — Hi 
».  Stamm-Prioritäts-22. 24 Hera. 4774 — 
» Prlaritäler as say han 4 — Ze 
» » v. Staat garantirt t 33 — — 
CC ² A ³˙·ꝛ%² d. A EV az 4 — 65} 
e eee 331 — 833 


Dine und Verlag von W. Decker K Comp. in Wolfen, 


Rate zugeſagt. 


Stadt⸗Theater in Poſen. 
Donnerſtag, den 21. Febr. Zum Erſtenmale: 


Glück und Talent; Schauſpiel in 5 Akten von 
Zwengſahn. 


\ Heute Donnerſtag und 
morgen Freitag 


ö Im ze 
es 
Instel de Saxe: 


975 Grosse 
der Tä 


nzer-Geſellſchaft unter Direction 
des M. A verino. 

Das Nähere beſagen die Anſchlage-Zettel. Kaſſen⸗ 
Eröffnung 6 Uhr. Anfang 7 Uhr. 
Berichtigung. 

Der in der Poſener Zeitung vom 1. Februar c. 
enthaltene Artikel 2 aus dem Krotoſchiner Kreiſe 
vom 27. Januar c., in welchem über angebliche 
Bedrückung der Zinswirthe zu Wykow durch das 
Domainen⸗Rentamt Kozmin Beſchwerde geführt 
wird, bedarf der Berichtigung. Bei Verleihung der 
Wykower Parzellen iſt die an das Domainen⸗ 
Rentamt zu entrichtende Rente mäßig normirt wor⸗ 
den, und die Parzellen⸗Erwerber haben kontrakt⸗ 
mäßig jedem Remiſſions⸗Anſpruche entſagt. Das 
Geſuch der Parzellen⸗Beſitzer, ihnen, wegen des im 
vorigen Jahre erlittenen Hagelſchadens die zu Mar⸗ 
tini fällige Zinsrate zu ſtunden, war von der Koͤ⸗ 
niglichen Regierung zurückgewieſen, ihnen dagegen 
die Stundung der zu George c. fällig werdenden 
Das Rentamt war daher zur Ein⸗ 
ziehung der Zinsrate für Martini v. J. eben ſo be⸗ 
rechtigt als verpflichtet. 

Das bei der Einziehung vom Rentamt beachtete 
Verfahren war vorſchriftsgemäß, und kann um ſo 
weniger als eine Härte bezeichnet werden, da die 
Wirthe, bis auf einen (welchem die Zinsrate ge⸗ 
ſtundet wurde), die Mittel zur Entrichtung der Rente 
beſaßen. 5 
Der Erefutor hat, To weit die Sache ermittelt, 
bei Ausführung ſeines Auftrages ſeine Befugniſſe 


nicht überſchritten und es ſtimmt in dieſer Beziehung 


die Anzeige vom 27. Januar c. nicht völlig mit dem 
wirklichen Sachverhältniß überein. 

Poſen, den 18. Februar 1850. 

Königliche Regierung III. 
Bekanntmachung. 

Auf der, im Großherzogthume Poſen, Schro⸗ 
daer Kreiſes belegenen, der Frau Gutsbeſitzer 
Pauline von Radonska, geborne von Bialo⸗ 
blocka gehörigen Rittergutsherrſchaft Glem bok ie 

et: 7 
215 Rubrica III. No. 5. eine Proteſtation, wel⸗ 
che für den Lucas Lodzia yon Bninski 
wegen der am 29. December 1796 angemelde⸗ 
ten Eviktions-Leiſtung des ehemaligen Eigen⸗ 
thümers Joſeph von Wielowieyski für 
eine demſelben ausgezahlte, feiner Ehegattin 
Franciska geborne von Obiezierska zu⸗ 
gehörigen Summe von 9316 Gulden 28; 
Groſchen polniſch oder 1552 Rthlr. 16 gr. 
9 Pf. auf den Grund der reſp. Quittung und 
Eviktions⸗Verſchreibung des Joſeph von 
Wielowieyski im Po ſen ſchen Grodgerichte 
den 27. Juni 1791 bei dem Widerſpruche des 
ehemaligen Eigenthümers Carl von Mias⸗ 
kowski ex deereto vom 13. Januar 1798 
proteſtativiſch eingetragen worden. 
2) Rubrica III. No. 8. eine Proteſtation, wel⸗ 


che für den Kanonikus Stanislaus von 
Karonski, als Ceſſionarius des Landgerichts⸗ 
Regenten Valentin von Gorski, wegen 
einer Realforderung von 3250 Gu den polniſch 
oder 541 Rthlr. 16 gGr. an rückſtändigen 
Kaufgeldern, nebſt geſetzlichen Verzugs⸗Zinſen 
ſeit dem 12. Inni 1776 auf den Grund des 
zwiſchen dem Anton von Waſowski und 
Franz von Koſinski einerſeits, und den 
Brüdern Joſeph Anton, Bonifacius und 
Sylveſter von Brodnieki, desgleichen 
dem Landgerichts Regenten Valentin von 
Gorski andererſeits, den 19. September 1775 
errichteten und den 27. Juni 1776 im Krakau⸗ 
ſchen Grodgerichte oblatirten Complanation, 
und der von dem Landgerichts-Regenten Va⸗ 
lentin von Görski auf den Kanonikus 
Stanislaus von Karonski eim Krakau⸗ 
ſchen Grodgerichte den 13. November 1783 ge⸗ 
leiſteten Ceſſion, auf das Geſuch des Kanoni⸗ 
kus Stanislaus von Karonski am 13. 
Juni 1797 ex deecreto som 13. Januar 1798 
teſtamentariſch eingetragen worden iſt. 

Die Auſprüche, welche dieſe Proteſtationen be⸗ 
treffen, ſind nach der Behauptung der Gutsbeſitzerin 
längſt getilgt, und iſt von ihr beantragt worden, 
dieſelben Behufs deren Löſchung gerichtlich aufzu⸗ 
bieten. 

Es werden demnach alle diejenigen, welche an 
die gedachten Ingroſſate aus irgend einem Grunde 
Anſprüche zu haben vermeinen, namentlich aber der 
Lukas Lodzia von Bninski, und der Kano⸗ 
nikus Stanislaus von Karonski, deren Er⸗ 
ben oder Ceſſionarien, oder deren ſonſtige Rechts⸗ 
Nachfolger hierdurch aufgefordert, ihre etwanigen 
Anſprüche innerhalb drei Monaten, ſpäteſtens aber 


in dem auf 

den 29. April 1850 
vor dem Deputirten Herrn Kreisgerichts⸗Rath 
Röder an hieſiger Gerichtsſtelle anberaumten Ter⸗ 
mine entweder in Perſon, oder durch einen mit In⸗ 
formation und Vollmacht verſehenen Mandatar, 
wozu die Rechts-Anwalte von Trapezynski, 
Machulla und Callin hierſelbſt vorgeſchlagen 
werden, anzumelden und zu beſcheinigen, widrigen⸗ 
falls fie mit ihren etwanigen Real-Anſprüchen auf 
das Grundſtück, reſp. die eingetragenen Proteſtatio⸗ 
nen präkludirt und mit der Löſchung der eingetra⸗ 
genen Proteſtationen in dem Hypothekenbuche des 
Ritterguts Glebokie verfahren werden wird. 

Schroda, den 26. November 1849. 
Königl. Kreis-Gericht. 
Erſte Abtheilung, für Civilſachen. 


Das Kreis⸗Gericht II. 


Abtbeilung zu 
Trzemeſzno bringt zur allgemeinen Kenntniß, daß 
die Wilhelmine Kröger geborne Radtke, 
nachdem fie jetzt majorenn geworden, durch die ge- 
richtliche Erklärung vom 9. d. Mts. die Gemein⸗ 
ſchaft der Güter und des Erwerbes in ihrer Ehe mit 
dem Förſter Kröger 7 Wienice ausgeſchloſſen hat. 
Trzemeſzuo, den 14. Januar 1850. 


Lotterie. 

Die Erneuerung der Looſe zur II. Klaſſe TON fter 
Lotterie muß plangemäß bis zum 22. d. Mts. erfol⸗ 
gen, da ſchon am 27. c. die Ziehung beginnt. Ich 
erſuche meine geehrten Spieler, ſich mit der Erneu⸗ 
erung der Looſe nicht zu verſpäten. Kauflooſe ſind 
wieder vorraͤthig. Poſen, den 17. Februar 1850. 

Der Ober⸗Collecteur Fr. Bielefeld. 


Der Richter. 
n Bei meiner Abreiſe von hier empfehle ich als Leh⸗ 
rer der Stenographie Herrn J. Müller. 
Pferde-Verkauf. Schäfer, geprüfter Lehrer der Stenographie. 


Freitag den 22. d. Mts. ſollen auf höheren 
Befehl drei ausrangirte Dienſtpferde des Königlichen 
7. Huſaren-Regiments Vormittags II Uhr vor dem 
Rathhauſe hierſelbſt öffentlich gegen gleich baare Be⸗ 
zahlung an den Meiſtbietenden verkauft werden, was 
hiermit zur Keuntniß des Publikums gebracht wird. 

Poſen, den 17. Februar 1850. 


Das Kommando des Königlichen 7. Hu— 
ſaren⸗Regiments. 


anna 
Die a 
4 Landbau⸗Akademie # 


zu 

Regenwalde in Hinterpommern. 
928 Die Vorleſungen und Uebungen, wel- 
che auf der hieſigen Landbau⸗Akademie im a 
Sommerſemeſter 1850 ſtattfinden werden, 
nehmen den 15. April ihren Anfang. — 
Es wird gelehrt: allgemeine und ſpe⸗ 
eielle Pflanzen-Cultur, verbunden 
mit Demonſtrationen auf dem Felde; 
Agricultur -Chemie; chemiſche 
Analyſe; Phyſik; ökonomiſche Bo⸗ 
tanik mit Ercurſionen verbunden; Thier— 
heilkunde nebſt praktiſchen Unterweiſun⸗ 
gen; Forſtwirthſchaft, mit Exeurſio⸗ 
nen verbunden, und praktiſches Feld⸗ 
meſſen und Nivelliren. — Die An- 
meldungen geſchehen bei dem Unterzeichs 
neten. 

Regenwalde, den 15. Februar 1850. 
8 Prof. Dr. C. Sprengel, Ritter, 
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in Regenwalde. 


Bleichwaaren⸗Beſorgung. 


Nachſtehend genannte Herren übernehmen auch in dieſem Jahre alle Arten von Hausbleichwaa⸗ 
ven, als: Leinewand, Tiſch⸗ und Handtücherzeug, Garn und Zwirn zur Beſorgung an mich, und liefern 


meiner eigenen Rechnung 


ſolche gegen Bezahlung 


wiederum zurück. — Garn und Zwirn muß nach der Schleſiſchen Weife geweift ſeyn. 
ken⸗ oder Puzzel⸗Garn iſt von der Annahme 
Natur⸗Raſenbleiche, ſchnelle und ſichere Beförderung, 


of: 
san ausgeſchloſſen. Schöne unſchaͤdliche 
o wie die möglichft billigſten Preiſe laſſen auch mich 


bei dem 25jährigen Beſtehen des Beerſchen Gefchäfts auf die reichlichſten Einlieferungen hoffen. 


Hirſchberg in Schleſien 1850. 


— 


Eduard Schwantke, 
z. 3. Disponent der Bleich-Auſtalt 


F. W. Beer. 


Bleichwaaren übernehmen: 


in Poſen: Hr. Kaufm. Anton S 
in Rawiez:⸗ 


midt; in Zduny: Hr. Kaufm. C. W. Bergmann; 
A. G. Vie 185 in Dfrowe: 95 PR ders i 


Robert Cohn. 


Auf vorſtehende Anzeige Bezug nehmend, zeige 
ich hiermit an, daß ich in der bisherigen Weiſe den 
Unterricht in der Stenographie fortſetzen werde und 
Meldungen zu dem nächſtens beginnenden Kurſus 
entgegen nehme. üller, 

geprüfter Lehrer ber Stenographie, 
Berlinerſtraße No. 33. Parterre links. 


Die Dominial⸗Schmlede zu Mio wino bei der 
Eifenbahu-Station Rokitnice iſt von George d. 
J. zu verpachten. 


Der Lebenswecker 


von Baunſcheidt, erprobt von vielen Aerz⸗ 
ten, hat ſich in kurzer Zeit durch ſeine heilbringende 
Wirkung in vielen Krankheiten, namentlich bei rheu⸗ 
matiſchen und nervöſen Zahn⸗, Geſichts⸗, Ohr und 
Kopfſchmerzen, allen Arten von Rheumatismen, Läh⸗ 
mungen, Hüftweh, krankhaften Erſcheinungen, un⸗ 
terdrückter Hautthätigkeit, Congeſtionen, Obnmach⸗ 
ten, Krämpfen, lomphatiſchen Geſchwulſten u. f. 
w., einen durch die Erfahrung gerechtfertigten, 
nicht aber einen durch marktſchreieriſche Anpreifun⸗ 
gen provocirten Ruf erworben und zwar dergeſtalt, 
daß in wenigen Wochen einige Tauſend begehrt wor⸗ 
den ſind. 

Indem wir Aerzte und Kranke auf dieſes vortreff⸗ 
liche Inſtrument aufmerkſam machen, bemerken wir 
noch, daß ſeine Anwendung faſt keinen Schmerz ver⸗ 
urſacht und fein Gebrauch ein höchſt einfacher iſt. 

Der Lebenswecker nebſt Gebrauchsanweiſung iſt 
für den Preis von 4 Rthlr. zu beziehen durch 
Steiner in Breslau, 
Schuhbrücke No. 30. 


Unſer Affocie Eugen Werner, 


Tapiſſerie⸗Waaren⸗Handlung in Poſen, 
Wilhelmsſtraße No. 24. 1. Etage, 
unterhalt von jetzt ab ein vollſtändiges Lager unſe⸗ 
res Fabrikats und wird zu den billigſten Fabrikprei⸗ 
0 Br — an übernimmt a die 
irekte Beſorgung von Wa üten, die wir 

aufs Billigſte berechnen. 505 . 5 


5 Werner, y 
Pein & Schröder, 


Stroh- und Modehut⸗Fabrik in Berlin. 


Rothen und weißen Kleeſaamen in allen Quali⸗ 
täten, Steinklee, ächte Franzöſiſche Luzerne, acht 
Engliſches Rheygras; Thimothee⸗, Schaafſchwin⸗ 

el⸗ und andere Sorten Grasſaamen, ſo wie neuen 
Rigaer und Pernauer Kron⸗Säe⸗Leinſaamen offerirt 
zu billigen Preiſen ö wol o w, 
Stettin, Schuhſtraße 148. 


Große neue türkiſche Pflaumen, das Pfd. zu 3 
Sgr., empfiehlt N 
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